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Betreff: 
H81SC<h1uß doo Hayeri1sehen Lall!dtag's vom 
16. Mai 1952, betrefäeIJJd :M:uttersehaft.s­
urLaub weib1ieher Lehrkräfte 

In Ausführung des Beschlusses des Bayerischen 
Landtags vom 16. Mai 1952 wurde im Einvernehmeu 
mit dem Staatsministerium der Finanzen die in Ab­
druck beigefügte Entschließung vom 17. Juni 1952 
Nr. IV 34 486 mit dem .Betreff „Rechtsstellung der 
weiblichen Lehrkräfte bei Mutterschaft" erlassen.Die 
Entschließung des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus vom 26. Septentl)er 1951 Nr. IV 43 441. 
wurde im Schlu/1absal.z dieser Entschließung au.s­
drücklich aufgehoben. Damit ist dem BeschluH des 
Landtags vom 16. Mai 1952 Rechnung getragen 
worden. 

(gez.) Dr. Scliwalber 

* 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

An die München, den 17. Juni 1952 

1. Regierungen (mit überdrucken für 
die Schulämter) 

2. Dfrektorate der höheren Lehranstal­
ten, Lehrer (innen) bildungsanstalten 
und Mittelschulen. 

B·etreff: 
fü:ichtsstelln.l.llg dea: wei1blichen Lehr­
kräfte bei Mutte1'schart 

1. Durch Entschließung· des Staatsministeriums für 
Unterricht und Kultus vom 21. August 1948 Nr. [V 
49 234 wurde bestimmt, daß die einer Entbindung 
entg·egensehenden Lehrerinnen und Lehramtsanwär­
terinnen (im folgenden kurz weibliche Lehrkräfte) 
grundsätzlich nach Beendigung des 5. Schwanger­
schaftsmonats zu beurlauben sincl, sofern nicht auf 
Grund eines amtsärztlichen Z'eugnisses eine frühe1·e 
Beurlaubung im Einzelfall angezeigt ist. Diese aus 
erziehlichen Gründen getroffene Anordnung einer 
Dienstbefreiung vor der Entbindung gilt nunmehr · 
für die weiblichen Lehrkräfte sämtlicher staatlicher 
Volks-, Berufs- und Mittelschulen sowie höheren 
Lehranstalten, Lehrer (innen) bildung·sanstalten und 
Erziehungsanstalten. 

Die Dauer der Dienstbefreiung nach der Ent­
bindung richtet sich nach den Bestimmungen des 
Gesetzes zum Schutze der erwerbstätigen Mutter 
(Mutterschutzgesetz) vom 24. Januar 1952 (BGBI. I 
S. 69). 

Die Dienstbefreiung spricht für die weiblichen 
Lehrkräfte der Volks- und landwirtschaftlichen Be­
rufsschulen die zuständige Regierung, im übrigen 
das Staatsministerium für Unterricht 'lmd Kultus au~. 

2. Für die Dauer der Dienstbefreiung nach Nr. 1 
werden die Beziig·e weitergewährt, die bei Antritt 
der Diensfüefreiung bezogen wurden. 

Die Vorschriften des Gesetzes zum Schutze d·~r 
erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz) vom 
24. Januar 1952 (BGBI. I S. 69) über die Gewährung· 
von Leistungen aus der gesetzlichen Krankenpflicht­
versicherung finden auf die im Angestelltenverhält­
nis beschäftigien Lehrkräfte Anwendung. 

3. Die nach Nr. 1 vom Dienst befreiten Lehrkräfte 
können, soweit nicht auf Grund des Mutterschutz­
gesetzes ein Beschäftigungsverbot besteht, durch ihre 
Dienstvorgesetzten zu zumutbaren Arbeiten in der 
Schulverwaltung, z.B. zu häuslichen Arbeiten für 
die Schule, wie Ausstellung von Zeugnissen, Ein­
tragungen in die Schülerbög·en usw., zur Erledigung 
schriftlicher Arbeiten heim Schulamt oder bei der 
Regiernng, Schulabteilung, herangezogen werden, 
wenn dadurch der Zweck der gewährten Dienst~ 
befreiung nicht gefährdet wird. Eine besondere Ver­
gütung wird für diese Dienstleistungen nicht gewährt. 

4. Beurlaubungen, die nach den bisherigen Bestimmun­
gen bereits ausgesprochen wurden, werden als 
Dienstbefreiung im Sinne der Neuregelung aufrecht­
erhalten. 

Soweit in Auswirkung der Entschließung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 
26. September 1951 Nr~ IV 43 441 i.i.ber den Mutter­
schutz für Lehrerinnen;· hier Dienstbezüge währenrl 
des Schwangerschaftsurlaubs, die hiermit aufgehoben 
wird, seit diesem Tage nicht die vollen Dienstbezüge 
entsprechend der vorstehenden Regelung gewährt 
wurden, sind sie nachzuzahlen. 

I. A. 
Dr. Mayer 


